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e [JdDZZHugo Haaſe
Wie das Attentat geſchah. Haaſes Verletzungen. Der Täter geiſtig minderwertig.

Keine politiſchen Attentatsgründe.

Das Attentat.
Berlin, 8. Oktober.

Wie wir kereits in unſerer geſtrigen Abendausgabe mit
teilen konnten, wurde gegen 1 Uhr vor dem Reichstagsgebäude,
an der Ecke der Sommer- und Simonſtraße, von einem gut ge
kleideten Ziviliſten auf den unabhängigen Abgeordneten Hugo
Haaſe ein Attentat ausgeführt. Unſer bſSonderbericht
erſtatter drahtet dazu ausführlich: 8Der Angreifer gab auf Haaſe, der ſich in Begleitung ſeiner
Frau befand, mehrere Schüſſe ab, die jedoch fehl gingen. Als
der Täter ſah, daß die Schüſſe ihr Ziel verfehlt hatten, lief er
Haaſe nach und gab noch weitere Schüſſe ab. Der Täter warf
darauf die Piſtole fort, hob beide Hände in die Höhe und ließ
ſich ohne auch nur den geringſten Widerſtand zu leiſten, ver
haften. Haaſe wurde in das Reichstagsgebäude gebracht, wo
ihm ſofort die erſte Hilfe geleiſtet wurde.

Wie ſich bei der ärztlichen Unterſuchung, die im Flur des
Reichstages ſtattfand, herausſtellte, iſt der Abgeordnete Haaſe
von drei Kugeln getroffen worden. Er trug eine „Arm und
eine Beckenverletzung davon. Der dritte Schuß ging durch den
Unterleib. Haaſe wurde in einem Auto vom Reichstag in das
Hedwigskrankenhaus gebracht.

Bei Beginn der Sitzung der Nationalverſammlung, die ſich
infolge des Attentates verzögerte, nahm Präſident Fehrenbach
das Wort zu einer Erklärung, die das Haus ſtehend anhörte.
(Siehe Sitzungsbericht der Nationalverſammlung.)

Abgeordneter Haaſe iſt an zwei Stellen verletzt, und zwar
durch einen Durchſchuß am rechten Unterſchenkel und durch
einen Steckſchuß am rechten Oberſchenkel. Die Verletzung
iſt nicht gefährlich und wird binnen acht Tagen wieder
geheilt ſein. Der Kommiſſar er Polizeiwache vor dem
Reichstagsgebäude war gerade bei dem Poſten 3 anweſend, als
das Attentat erfolgte. Nach dem zweiten Schuß ſtürzte er auf
die Straße und wollte den Attentäter mit blanker Waffe nieder-
ſtrecken. Doch kam ihm ein anderer zuvor und nahm den
Attentäter feſt.

Der Täter.
Der Täter iſt ein Oeſterreicher, und zwar ein Lederarbeiter.

Bei ſeiner Verhaftung erklärte er, Haaſe habe ihm genügend im
Leben geſchadet, und deswegen ſei er dazu getrieben worden, auf
Haaſe ein Aktentat zu verüben. Der Täter heißt Johann Voß.
Er iſt 51 Jahre alt und in Wien geboren.

Jn einer Unterredung, die ein Zeitungsvertreter mit dem
Attentäter hatte, erklärte ihm dieſer, daß er ſeit 1911 in Berlin
ſei. Seit dem 14. Auguſt ſei er arbeitslos. Er habe die
Wahrnehmung gemach, daß die vreußiſche Klaſſen-
lotterie betrügeriſch vorgehe. Sie ſpiele ganz beſtimmten
Perſonen die Hauptgewinne in die Hand, indem die Beamten
andere Nummern als die gezogenen herausnehmen und auf-
rufen. Er habe darauf ſofort den Antrag zur Nachprüfung
ter Sache geſtellt, ſeine Beſchwerde fühete aber zu keinem Gr-
folg. Darauf habe er ſich direkt an den Finanzminiſter ge-
wendet, es wurde gegen ihn darauf Strafantrag wegen Er-
preſſung geſtellt, deſſen Termin am 26. Oktober ſei. In der
Angelegenheit, ſo führte der Attentäter aus, habe er auch ein
Flugblatt verfaßt, das ihm heute abgenommen worden ſei. Es
trägt die Ueberſchrift: „Die Schuld der Hohenzollern

Amerika gegen die Auslieferung
der Schuldigen

(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)
Genf, 8. Oktober.

Nach einer Meldung der „Agence Radio“ haben die Ber-
einigten Staaten es abgelehnt, ſich an der Aktion der Ausliefe-
rung der „ſchuldigen deutſchen Offiziere“ zu betei-
ligen. England, Frankreich und Velgien haben infolgedeſſen
allein eine Liſte der „verbrecheriſchen deutſchen Offiziere und
Beamten“ aufgeſtellt und ſie der Friedenskonfrenz übermittelt.
Die Vereinigten Staaten haben der Friedenskonferenz ausdrück
lich mitgeteilt, daß ſie nicht beabſichtigen, eine ſolche Liſte aufzu
ſtellen. Jn dem Schreiben heißt es, daß die Vereinigten
Staaten den Grundſatz der Beſtrafung der Schuldigen durchaus
nicht mißbilligen, daß ſie aber geglaubt haben, ſich unmittelbar
vor Ratifizierung des Sriedensvertrages und Wiederaufnahme
der interalliierten Beziehungen an dieſer Aktion ſich nicht betei
ligen zu können. Italien und Japan ſind ebenfalls nicht betei-
ligt. Der Name des früheren Kaiſers iſt in der Liſte nicht ge
nannt, doch glaubt man, daß der Kaiſer Gegenſtand einer beſon-
deren Aktion der verbündeten Mächte ſein wird.

Vor dem endgültigen Frieden
Bern, 7. Oktober.

Der Korreſpondent der „Baſler Nachrichten“ meldet aus
Paris, die plötzliche Abreiſe des Oberſten Houſe hänge weniger
mit der Krankheit Wilſons zuſammen als mit der Tatſache, daß
der Friede von Verſailles höchſtwahrſcheinlich ſchon in der
wächſten Woche in Kraft treten werde. Am 12. Ok
tober würden drei Ratifikationen beiſammen
e in. Dann ſei der Kriegszuſtand zu Ende und die offigiellen
Beziehungen zwiſchen den Ententeſtaaten und Deutſchland ſollten
wieder aufgenommen werden. Frankreich werde dann eine Er
leichterung im Paßweſen eintreten laſſen. Man ſpreche davon,

die Päſſe überhaupt abgeſchafft werden ſollten. Es be
ſtehe auch kein Zweifel, daß der Rat des Völkerbundes bald zu
ſammentreten werde, ohne Rückſicht darauf, ob der amerik niſche
Senat ratifiziert habe. Jedenfalls werde nach der Verſamm
lung des Rates des Völkerbundes die Ratifikation ſeitens des
amerikaniſchen Senats nicht mehr lange auf ſich warten laſſen.

am Weltkrieg“ und iſt ein Appell, kein Klaſſenlotterielos zu
kaufen, da das Lotterieunternehmen ſchwindleriſch ſei. Da auf
anderem Wege die Sache nicht zur Aufklärung kam, habe er
ſich im Mai 1918 an den Abg. Haaſe gewandt, mit der Bitte,
die Angelegenheit im Parlament vorzubringen, weil er der ſei,
der der Partei der Unabhängigen angehöre und der er ſelbſt am
nächſten ſtehe. Von vornherein habe er den Eindruck gehabt, daß
Haaſe aus der Sache ein Privatgeſchäft machen wolle. Haaſe,
mit dem ich ſelbſt nur ſchriftlich oder durch meine Frau ver
handelt habe, hat die Sache endlos hinausgeſchoben. Am
28. Juni habe er ihn getroffen und ihn nochmals um Erledigung
der Angelegenheit gebeten.

Haaſe habe darauf erklärt, er habe keine Zeit, und meine
Beweiſe ſeien nicht ausreichend. Darauf habe er den Eindruck
gehabt, daß Haaſe beſtochen ſei. Nachdem er ver
ſchiedene Male noch mit Haaſe ohne Erſolg geſprochen babe, ſei
er ſtark auf ihn erbittert worden und habe auch ſeiner Frau
gegenüber zum Ausdruck gebracht, daß er ſich an ihm noch ern
mal vergreifen werde. Um die Oeffentlichkeit auf ſich aufmerk-
ſam zu machen, beſchloß er, ihm durch Piſtolenſchüſſe Ver
letzungen beizubringen. Er lauerte ihm geſtern deshalb vor dem
Reichstagsgebäude auf, konnte ihn aber nicht mehr erreichen, da
er ſchon zu weit fort war. „Heute mittag“, ſo ſagt der Täter,
„habe ich mich wieder eingefunden und auf Haaſe, als er unge
fähr 5 Schritte von mir entfernt war, einen Schuß abgefenert,
Da ich glaubte, ihn nicht getroffen zu haben, lief ich ihm nach
und feuerte nochmals. Jch hatte nicht die Abſicht Haaſe zu
töten und war froh, als ich hörte, daß ich ihn nicht erſchoſſen
hatte. Jch rechnete damit, von den Sicherheitesbeamten ſofort
erſchoſſen und von der Menge geſchlagen zu werden. Das war
mir aber gleichgültig, denn ich wollte dieſes Elend nicht mehr
mitmachen, zumal ich guch das Gefühl hatte, daß mich meine
Kollegen im ließen. Jch hatte guferdem die Ueber-
zeugung, daß Haaſe, der ein Vertreter der Arbeiter ſein ſoll,
ſich politiſch unmöglich gemacht habe.

Er leitet an Querulanten- und Verfolgungs
wahn. Er gab bei ſeinen Heute Nachmittag von der Staats
anwaltſchaft vorgenommenen Verböäven an, er gehöre keiner
Partei an, ſtehe jedoch der U. S. P. D am nächſten. Er ſagte
dann das auts, was er dem Zeitungsvertreter als Grund ſeiner
Tat angegeben hatte. Voß iſt geboren am 7. Juli 1868 zu
Wiener-Neuſtadt, wohnt hier als Mieter Allecſtraße 21. Heute
abend erfolgte ſeine Ueberführung nach dem Polizeipräſidium.

iſt Oſtpreuße;
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Hugo Haaſe ſeine Vaterſtadt iſt Alle'nſtein. Hier wurde er am 29. September 1863 geboren. Seit
1890 iſt er Rechtsanwalt in Königsberg. Schon in jungen
Jahren trat er im politiſchen Leben hervor. Dem Reichstag
gehörte er, mit der Unterbrechung von 1907 bis 1912, ſeit dem
Jahre 1897 an. Als der Krieg ausbrach, war Haaſe der Vor-
ſitzende der ſozialdemokratiſchen Fraktion. Haaſe wurde ſpäter
der Vorſitzende der unabhängigen Fraktion, als ſie ſich
als eigene Partei konſtituierte. Als die Revolution ausbrach,
kam er zunächſt zu der Regierung der ſechs Volksbemtftragten
mit Haaſe und Ebert an der Spitze. Schon im Dezember
erfolgte der Bruch. Seitdem Haaſe als Führer der Un

ſchärfſter Oppoſition zur Regierung.
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Amſterdam, 8. Oktober.
Laut Preſſebüro Radio kam es im amerikaniſchen Senct zu

einer ſcharfen Debatte über den Friedensvertrag. Beim
Verlaſſen des Parlaments erklärte Hitchcock, den Republikanern
bleibe nur die Wahl, den Friedensvertrag, ſo wie er iſt, und
ohne Vorbehalte anzunehmen oder zu Fall zu bringen, und
damit würde die Schuld, den Friedensvertrag vereitelt zu haben,
die Republikaner treffen. Von einem Kompromiß ſe; keine
Rede. Senator Johnſon ſetzt ſeine Rundreiſe, bei der er
gegen den Friedensvertrag redet, fort. Sengkor Moe Sormich
richtete an das Stagtsdevartement die Anfrage, ob Amerika wegen
des engliſch-perſiſchen Vertrages bei England Vorſtellungen er-

hoben habe. 4
Ungarns neue Grenzen

Frankfurt a. M., 8. Oktober.
Aus Paris wird gemeldet:
Der Friedensvertrag mit Ungarn, der wahrſcheinlich noch im

Laufe dieſes Monats den nach Paris zu entſendenden
ſieben Delegierten übergeben werden wird, ſetzt die neuen unga-
riſchen Grenzen etwa wie folgt feſt: Jm Norden folgt die Grenze
auf einige Entfernung der Donau, folgt dann einer weſt-öſt-
lichen Linie, die noch genauer zu beſtimmen bleibt, und wird
ungefähr von Preßburg nach Komorn verlaufen. Vorm großen
Donaukniec geht die Richtung nordöſtlich und gewinnt in Mar-
maros-Sziget den gemeinſamen Grenzpunkt Ungarns, der
Tſchecho-Slowakei und Rumäniens. Alle nördlich dieſer Linie
liegenden Gebiete werden an die Tſchecho-Slowakei abgetreten.
Jm Oſten verläuft die Grenze nordſüdlich. Sie geht von Mar
maros än, den Maros entlang öſtlich von Debreczin. Jm Süden
folgt ſie dem Makvop, erreicht bei St. Viar die Theiß, der ſie bis
zu ihrem alten Bett folgt, nimmt eaſtweſtlich Richtung und zieht
ſich nördlich der Drau entlang nach Rapersburg. Endlich im
Weſten wird die Grenze ſo zurückverlegt, daß Oedenburg an
Ungarn fällt. Durch dieſen Vertrag wird Ungarn die Form
eines Rechteckes annehmen, deſſen mittlere Länge 400 Kilometer
beträgt. Seine Oberfläche beträgt ſchätzungsweiſe 140 000 Quad-
ratkilometer, die Zahl der Bevölkerung ungefähr 10 Millionen
Seclen. Es verliert einen größeren Gebietsteil, als es behält,
da die Fläche des ihm weggenommenen Gebietes 180 000 Quad-
ratkilometer beträgt. Ebenſo wir des ungefähr die Hälfte ſeiner
Einwohner verlieren

Die Kuflöſung Preußens
Von

Dr. Karl Georg Negenborn-Liegnktz,
Mitglied der Preußiſchen Landesverſammlung.

Der Preußiſchen Landesverſammlung
liegen zwei Geſetzentwürfe von größter Tragweite vor,
über die Selbſtändigkeitsrechte der Provinzen, das ſoge-
nannte Autonomiegeſetz, und über die Errichtung
einer Provinz Oberſchleſien. Mit dieſen Geſetzent-
würfen ſind große Gefahren für unſer Vaterland ver-
bunden.

Mit der Revolution ſetzten die Beſtrebungen einzelner
Landesteile ein, ſich von Preußen loszulöſen, die weſent-
lich gefördert wurden durch die Angriffe des erſten revo-
lutionären Kultusminiſters Adolf Hoffmann auf Kirche
und Schule. Am ſtärkſten waren dieſe Beſtrebungen im
Rheinlande und in Oberſchleſien, zwei Provinzen, in denen
das Zentrum ausſchlaggebenden Einfluß hat. Jn den
Rheinlanden gingen die Abſichten auf Gründung einer
Republik, möglichſt gemeinſam mit Weſtfalen; in Ober-
ſchleſien entſtand zunächſt nur der Wunſch nach einer eige-
nen Provinz. Doch ging man auch hier bald weiter, for-
derte einen ſelbſtändigen Freiſtaat im Rahmen des Deut-
ſchen Reiches, und ſchließlich entſtand die Forderung, aus
Oberſchleſien einen neutralen Staat unter der Oberhoheit
der Tſchechen und Polen zu bilden.

Unſere Regierung hat wie auf anderen Gebieten ſo
auch hier keine einheitliche Stellung. Jn der weſentlich
von Süddeutſchen beeinflußten Reichsregierung überwiegt
der Haß gegen Preußen, das man in ſeine urſprünglichen
Beſtandteile auflöſen möchte. Die preußiſchen Miniſter
ſind an ſich auch für den Einheitsſtagt, da dieſer aber bis
auf weiteres nicht erreichbar iſt, haben ſie ſich zu dem
Willen durchgerungen, den preußiſchen Staat unverſehrt
zu erhalten, weil ſie ebenſo wie wir Deutſchnationalen der
Anſicht ſind, daß der Zerfall Preußens den
Zerfall des Reiches nach ſich ziehen würde.
Der gute Wille iſt alſo vorhanden. Aber Schwachheit iſt
das Kennzeichen dieſer Regierung und ſo kam ſie ſchnell
auf die abſchüſſige Bahn. Man glaubte den Abtrennungs-
beſtrebungen am beſten entgegentreten zu können, indem
man ihnen bis zu einem gewiſſen Grade entgegenkam,
und ſo wurde zunächſt der Geſetzentwurf über die Errich-
tung einer Provinz Oberſchleſien vorgelegt. Jm Anſchluß
daran entſtand dann der Gedanke, den Provinzen ein ge
wiſſes Maß von Selbſtändigkeit zu geben in der Hoff-
nung, auf dieſe Weiſe ſowohl die Oberſchleſier wie auch
die Rheinländer zu befriedigen und das Zentrum zum
Verzicht auf weitergehende Forderungen zu bewegen. Nach
dem der Landesverſammlung vorliegenden Geſetzentwurf
ſollen die Provinziagallandtage das Recht
erhalten, über folgende Angelegenheiten
zu beſchließen:

1. Ueber die Regelung ſolcher Fragen der Schul-
verfaſſung, die für die Bevölkerung von beſonderer
Bedeutung ſind.

2. Ueber Beſonderheiten des provinziellen Gemeinde-,
Kreis- und Provinzialverfaſſungsrechtes.

3. Ueber die Zulaſſung einer anderen Amts-
ſprache neben der deutſchen in gemiſchtſprachigen Lan-
desteilen.

4. Ueber die Einrichtung von Beiräten, die den
Behörden innerhalb der Provinz beizugeben

ſind.
Bei der Haſt und Oberflächlichkeit, mit der jetzt Ge-

ſetze ausgearbeitet werden, machte ſich niemand klar, was
dieſe Autonomie auf dem Gebiete der Schule im ein-
zelnen zu bedeuten habe, und wohin ſie führe. Und als
der deutſchnationale Abgeordnete von Kries in der
Kommiſſion nachwies, was alles unter dieſe Ziffer 1 falle,
entſtand ſofort Uneinigkeit und die Verhandlungen wurden
ausgeſetzt.

Auch Ziffer 3 iſt ganz unklar. Sollen die Staats-
bürger polniſcher Zunge das Recht erhalten, vor den Be
hörden in ihrer Mutterſprache zu verhandeln, ſo daß alſo
Dolmetſcher bei den Behörden angeſtellt werden müßten,
oder ſollen die Beamten verpflichtet ſein, zweiſprachig zu
verhandeln? Das zweite würde zu Zuſtänden führen, wie
ſie in Böhmen beſtanden.

Jn Ziffer 4 werden Beiräte für die Behörden ge-
fordert, und zwar drängen die Mehrheitsparteien auf Bei-
räte bei den Oberpräſidenten, den Regierungspräſidenten

und den Polizeipräſidenten. Bei dieſenletzteren wäre die Einrichtung ganz un
ſinnig. Sollen die Volizeipräſidenten, wenn der Auf-
ruhr tobt, vielleicht um Mitternacht, den Beirat berufen
und befragen, ob einzuſchreiten ſei? Bei den eigentlich
politiſchen Behörden, den Oberpräſidenten und Regie
rungspräſidenten, wäre die Einrichtung aber noch viel be
denklicher, wobei zu berückſichtigen iſt, daß nach S 3 des
Geſetzentwurfes vor Beſetzung der Stellen der politiſchen
Beamten der Provinzialausſchuß gehört werden ſoll. Das
Ergebnis wäre folgendes:

Weder die jetzige noch eine andere Regierung wäre in
der Lage, den rechten Mann an die rechte Stelle zu ſetzen,
ſondern ihr würden irgendwelche lokale Parteigrößen vor
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geſchlagen werden, die dann bei der Schwäche der parla
mentariſchen Regierung kaum abgelehnt werden könnten.
Dieſe Beamten würden aber in ihrer Handlungsfähigkeit
noch dadurch geſchwächt werden, ie in allen Ent
lWrießungen von einem Beirat abhängig ſind, deſſen aus
den verſchiedenen Parteien entnommene Mitglieder zu
r Wege nach Parteirückſichten Stellung nehmen wer

on irgendeinem ſtaatspolitiſchen Gedanken, von
kraftvollem Handeln, von wirklicher Verwaltung, und vor
allem von Sachlichkeit könnte keine Rede mehr ſein.

„„„Hält man alle dieſe Beſtimmungen zuſammen, ſo
wird man zu dem Ergebnis kommen müſſen, daß dieſes
Autonomiegeſetz den Keim zur Auflöſung
Preußens in ſich trägt. Es entſteht die ſchwer
wiegende Frage, wie die Deutſchnationale Volkspartei ſich
zu dieſem Geſetzentwurf ſtellen ſoll.

„Die Bildung einer Provinz Oberſchleſien iſt auch
früher ſchon ernſtlich erwogen worden und unter normalen
Verhältniſſen ſpräche manches für dieſen Plan. Jetzt iſt
der Gedanke ein Angſtprodukt, das die Kreiſe nicht be-
friedigen wird, die nicht nur den beſonderen Bundesſtaat,
ſondern darüber hinaus den neutralen Staat erſtreben.
Sollten aber die ſchlimmſten Befürchtungen bei der
Volksabſtimmung ſich erfüllen, ſo bliebe uns nur 1 Million
Einwohner Oberſchleſiens und das gäbe eine lebens-
unfähige Provinz.

Noch viel bedenklicher iſt' das zweite Geſetz, denn
es bedeutet praktiſch den Anfang zur Auflöſung Preußens.
Der Appetit kommt beim Eſſen ſind dieſe Forderungen
bewilligt, ſo werden neue kommen. Und doch kann ein
ſtarres „Nein“ angeſichts der nun einmal vorhandenen
Ablöſungsbeſtrebungen bedenklich ſein. Jn der vorliegen-
den Form allerdings iſt das Autonomiegeſetz für uns un
annehmbar. die Grenze deſſen, was wir allenfalls be-
willigen könnten, müßte viel ſchärfer gezogen werden.
Aber auch dann iſt ernſthafte Prüfung noch ſehr not
wendig, denn es geht um eine Lebensfrage des Staates
und zugleich für uns Preußen um eine Frage des Herzens.
Unſere Vorfahren haben dieſen preußi-ſchen Staat in Jahrhunderten in Not und
Arbeit gebaut, bis er ſtark genug wurde,
zum Träger des Reichsgedankens zu werden. Wir können ohne Ueberhebungſagen,
daß ſtaatenbildende Kraft in Deutſchland
ſich bisher nur in Preußen gezeigt hat,
während der Südweſten der alte Boden der
Zexſplitterung iſt. Dort unten ging das
alte Reich zugrunde und weſentlich vondort kamen die deſtruktiven Tendenzen im
Reiche Bismarcks. Jm Norden entſtand der
Machtgedanke, der Wille zur Macht; der Südweſten
iſt der Träger des demokratiſchen Staats
ideals, des Kantönligeiſtes, des rebens nach läſſigem Leben in einem Staate,
deſſen Druck man möglichſt wenig zu ſpüren
wünſcht.

a a
St

Wie erhalten wir Preußen? Das iſt die Frage. Jſt
es klüger und zuläſſig, innerhalb ſcharf umriſſener
Brenzen ſoweit nachzugeben, als man glaubt, verant-
worten zu können um des großen Zieles willen, den Los-
löſungsbeſtrebungen den Wind aus den Segeln zu
nehmen? Oder iſt es richtig, zu ſagen: „Prinzipiis obsta“
auf die Gefahr hin, daß die Folgen einer ſchlechten Volks
abſtimmung in Oberſchleſien uns zur Laſt gelegt werden?

Es handelt ſich um eine Lebensfrage, in der man um
die Entſcheidung ringen muß mit ſich ſelbſt. Jm viel ge-
ſchmähten Obrigkeitsſtaate nahm man ſich in ſo ernſten
Fragen Zeit zur Entſcheidung und dieſe Zeit zur Prüfung
und zur Fühlungnahme mit unſeren Wählern müſſen wir
auch jetzt verlangen. Jn kurzer Zeit kommen die neuen
Gemeindevertretungsgeſetze. Die künftige
Regelung der Provinzialverfaſſung ſteht im engſten Zu
ſammenhange mit dieſen Fragen. Mindeſtens die Ent
ſcheidung über das Autonomiegeſetz kann vernünftiger-
weiſe erſt gemeinſam mit der über die Provinzialordnung
erfolgen. Das Zentrum drängt auf Beſchleunigung, aber
wir müſſen vom Zentrum erwarten, daß es ſachliche Er-
wägungen allem anderen voranſtellt. Lehnt das Zentrum
das ab, erzwingt es ſofortige Entſcheidung, ſo wird es ſich
nicht beſchweren dürfen, wenn wir die Geſetze jetzt ab
lehnen, nicht aus grundſätzlicher Gegnerſchaft, ſondern weil
die Entſcheidung noch nicht reif iſt.
ſuchen,
machen,

Man wird dann ver
uns für alle möglichen Folgen verantwortlich zu
aber der Verſuch wird mißlingen. Die Ent-

Hie beiden Hildebrand
Kriminalroman von Heinrich Tiaden.

„Nein!“ ſchrie er voll Zorn und tiefſter Unruhe laut
hinaus, daß das Wort durch den Nebel glitt und über die
Geräuſche der Wellen. „Nein, es iſt nicht ſo kann nicht
ſo ſein! Und er er hat nichts getan, das er zu bereuen
hat„Und warum alſo trägt er dieſe ſchreckliche Kette, die
du haſt klirren hören?“ lacht es höhniſch aus dem Schwall
der Waſſer heraus.

Da dreht der Mann ſich langſam herum und ſteigt
ſchweratmend, wie einer, der eine Bürde von drückenden
Gewichten einherzutragen hat, durch den Weinberg wieder
aufwärts. Hin und wieder bleibt er ſtehen und betrachtet
ſinnend, wie in den Blüten des Weins hier und dort vom
nächtlichen Regen her ein winziges Perlchen liegt. Wenn
die Sonne ſchiene, dann würde das alles glitzern und
funkeln in allen Farben des Lichtes. Er erinnert ſich mit
einem bitteren Lächeln daran, wie oft er ſich ſchon an
dieſem farbigen Gefunkel gefreut hat. Und es iſt doch
immer Täuſchung geweſen. Was ausſah wie Brillanten-
feuer, war nicht mehr als ein Sonnenſtäubchen in einem
Waſſertropfen. Und die Sonne, die dem Auge all dieſe
Schönheit vortäuſchte, hatte ſie ſelbſt vernichtet, indem ſie
den Tropfen trank. Iſt nicht ſo auch des Menſchen Leben

ſo ein Gebilde von Täuſchungen? Werden nicht immer
die prangenden Blüten des Glückes, in Stunden ſeligen
Rauſches erblüht, von der Wirklichkeit abgeknickt?

Und weiter ſteigt er aufwärts. Er denkt an Lotte
Sigismund, ſeine ſchöne Braut. Geſtern hat er mit ihr
über den Tag ſeiner Hochzeit geſprochen. Beide haben das
Verlangen, baldigſt vereint zu ſein. Und nichts ſteht
ihren Wünſchen entgegen, weder der Willen der Eltern
noch materielle Gründe. Nur der alte Hildebrand hat ſich
bisher immer noch mit Händen und Füßen dagegen ge-
ſträubt, ſeinen Sohn und Freund ſo bald ſchon entbehren
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de rem Holze geſchnitzt ſind.

ſchekbung eilt nicht ſo, daß ſie in dem Tempo getroffen
werden müßte, wie es bei der jetzigen Geſetzmacherei be-
liebt iſt. Kommt ein Geſetz auf dieſem Gebiete, ſo muß
es ſo durchdacht ſein, daß Regierung und Landesverſamm-
lung die Folgen dafür vor der Geſchichte tragen können.

Das Saargebiet im Belagerungszuſtand
Ausbrechen großer Streiks,

Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“
Saarbrücken, 8. Oktober.

General Andlanuer erläßt durch Maueranſchlag eine
Proklamation, in der es heißt: „Seit 4 Uhr nachmittags finden
Unruhen in den Straßen Saarbrückens ſtatt. Dich eingegange

nen Nachrichten ſoll mor das ganze Saargebiet
ſtreiken. Zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung
verhängt der General, als oberſter Verwalter des Saargebietes,
zunächſt den Belagerungszuſtand über das Saargebiet.
Weitere Maßnahmen werden in Kürze getroffen werden.

Streikſchluß in Bremen
Bremen, 8. Oktober.

Die Hafenarbeiter haben heute morgen vollzählig die
Arbeit wieder aufgenommen

Berlin, 8. Oktober.
Jm „Vorwärts“ wird zum Netallarbeiterſtreik in Berlin

ein Einigungsvorſchlag gemacht. Danach wird vorgeſchlagen,
daß die Arbeiter zunächſt den Streik abbrechen und die Ar
beitgeber ſich bereiterklären, neue Verhandlungen über den Ab
ſchluß eines Tarifs für alle Arbeitergruppen zu beginnen. Ein
ſolcher Vorſchlag hat den Vorzug, daß die Verhandlungen in
Ruhe geführt werden können, ohne daß von einer Seite infolge
der Streiklage die Notwendigkeit beſtände, die Verhandlungen
zu überhaſten. Geſtern fanden im Reichsarbeitsminiſterium
e Beſprechungen ter die Möglichkeit neuer Einigungswege

att.

Das ſüdſlaviſche Kabinett gebildet
Verſailles, 7. Oktober.

Das neue ſfüd ſlawiſche Kabinett iſt gebildet
worden und ſetzt ſich nach Depeſchen aus Velgrad wie folgt zu
ſammen: Miniſterpräſident Trinowitſch, Auswärtiges Trum-
bitſch, Jnneres Protitſch, Verkehr Korocecz. Trumbitſch als
Miniſter des Aeußern wird erſter Dekegierter bei der Friedens
konferenz und reiſt demnächſt nach Paris ab.

Mehr Pflichtgefühl
Von deutſchnationaler Seite wird uns geſchrieben

Jn einer Zeit des Niederganges, wie wir ſie gegen
wärtig durchleben, muß es alle Patrioten mit Beſorgnis
erfüllen, wenn abgeſehen von den mehr materiell in die
Erſcheinung tretenden »Uebelſtänden, wie Unpünkktlichkeit
und mangelnde Leiſtung von Poſt, Fernſprecher und Tele
gramm u. a. auch diejenigen geiſtigen Qualitäten zu
ſchwinden anfangen, die uns in vergangenen tbeſſeren
Zeiten zu den Leiſtungen befähigt haben, um die wir von
unſeren Nachbarvölkern beneidet worden ſind. Es kann
ja kein Wunder nehmen, wenn unter der Leitung von
Männern, die, wie Scheidemann, v. Payer und ungezählten
anderen, ihren Dienſteid gebrochen haben, die Autorität
ſchwindet. Dieſe Autorität beruhte auf dem Gefühl des
Könnens, das dem Vorgeſetzten ſeine Stellung allein
verſchafft hatte.

Es iſt aber unſeres Erachtens ausgeſchloſſen, daß dieſes
Pflichtgefühl und die Treue in Erfüllung von Amts
pflichten durch Angehörige unſerer Partei außer
Acht gelaſſen wird. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob
man ein Staatsamt oder ein unbeſoldetes Ehrenamt ver-
waltet. Dieſe Ehrenämter, die durch Wahl übertragen
werden, bedeuten den Ausdruck des Vertrauens, das
unſere Volksgenoſſen und Kameraden der
Deutſchnationalen Volkspartei in unſere
Führer ſetzen. Der Mann, der Dank ſeiner Stellung, ſeiner
Leiſtungen, ſeines Charakters, kurz, ſeiner ganzen Perſön-
lichkeit nach dieſes unſer ſeiner Wähler Vertrauen
genießt, iſt demnach auch würdig, mit der Autorität dieſes
Ehrenamtes bekleidet zu werden. Es mag zugeſtanden
werden, daß dieſe öffentlichen, durch Wohl erlangten
Ehrenämter jetzt vielfach Leuten übertragen worden ſind,
die wir Deutſchnationalen ihrer nicht für würdig halten.
Dann iſt es eben Sache unſerer Abgeordneten und Er-
korenen, zu beweiſen, wovon wir Parteikameraden ja
überzeugt ſind daß unſere Führer aus beſon-

zu ſollen. Darauf hatte das Brautpaar erklärt, es wolle
die Oswald gehörige Hälfte des Landhauſes zu ihrer
Wohnung machen. Auf dieſe Weiſe würde der alte Herr
nicht nur den Sohn behalten, ſondern noch eine Tochter und
im Laufe der Zeit ſo erklärte Oswald mit Lachen
wer weiß was ſonſt noch alles dazu bekommen.

Anton Hildebrand aber hatte geknurrt und war auf
nichts eingegangen.

Geſtern abend nun war Oswald mit der Abſicht nach
Hauſe gekommen, mit ſeinem Vater ein ernſtes Wort über
dieſe Angelegenheit zu reden. Doch da war die geheimnis-
volle und für Oswald ſo ſchreckliche Unterredung ſeines
Vaters mit Bürklin dazwiſchen gekommen.

Was nun?
Auf dieſe Frage ſuchte Oswald, während er langſam

aufwärts zur Villa ſtieg, eine Antwort. Doch er fand keine.
Als er das Frühſtückszimmer betrat, vernahm er von dem
Diener, ſein Vater habe bereits gefrühſtückt und ſei in den
Wald gegangen. Oswald afß eine Kleinigkeit und begab
ſich dann in ſein Atelier. Hier ließ er ſich müde in einen
der T weren geſchnitzten Eichenſtühle fallen und begann zu
grübeln.

War es überhaupt möglich, daß er nun noch mit ſeinem
Vater über ſeine Herzensangelegenheit redete? War er
nach dem, was er gehört hatte, nicht aus Rückſicht auf ſeinen
Vater zum Schweigen verpflichtet? Alſo nicht wegen der
gefürchteten Trennung von ſeinem Sohne hatte der alte
Herr ſich ſtets der Heirat widerſetzt, ſondern aus Furcht,
daß bei dieſer Gelegenheit ein ſchreckliches Geheimnis ent
hüllt werde. Was hatte ſich im Leben Anton Hildebrands
ereignet, das ihn ſo ſehr unter die Fuchtel jenes ſchuftigen
Bürklin zwang? Und was war das mit Oswalds Mutter
geweſen, worauf Bürklin angeſpielt hatte? Und wie konnte
jener es wagen, über ihn, den Sohn des Geknebelten, zu
verfügen und ihn zur Ehe mit ſeiner Tochter zwingen zu
wollen

Die Röte der Scham und Entrüſtung trat dem
Grübelnden ins Geſicht, nun er mit größerer Ruhe als
bisher ſich die Worte Bürklins ins Gedächtnis zurückrief.

Welch eine bodenloje Frechheit, von dem alten Herrn in

Trotz der in letzker Zeit ſich mehrenden, und Deukſch
nationalen günſtigen Wahlausfälle ſind wir aber in vielen,
beſonders in kommunalen Vertretungen noch bis auf
weiteres in der Minderzahl. Da heißt es alſo, das Ver
trauen der Wähler erfüllen, ihre Intereſſen aufs treueſte
wahrnehmen, ſtrengſte Parteidisziplin befolgen, „Alle
Mann auf Deck!“ Was ſoll man aber dazu ſagen, wenn
ein Kreistagsmitglied, wie es im Merſebüurger Kreista
vorgekommen iſt, aus Gründen rein perfönlicher Ar
ſeinen Pflichten nicht nachkommt! Wir blicken, wie wir
offen bekennen wollen, mit Neid auf die ſtraffe Partei
disziplin der Sozialdemokratie. Was würden die Ge
noſſen ſagen, wenn z. B. wegen Teilnahme an einem Fa
milienfeſt ein Mandat verloren geht Sie würden ihrem
Kreistagsmitglied gegenüber mit ihrer Meinung nicht
hinter dem Berge halten!

Wir entnehmen dem Bericht des „Merſeburger Tage
blattes“, daß tatſächlich auf oben geſchilderte
Weiſe uns Deutſchnationalen ein Sitz imProvinzial- Landtage verloren gegangen
iſt. Jnfolge des mangelnden Pflichtgefühls ſeinen Wäh-
lern gegenüber fehlte ein deutſchnationales Kreistags-
mitglied, ohne etwa krank zu ſein, und infolgedeſſen ſtan-
den die Deutſchnationalen und die demokratiſchen Stim
men wie 8:8. Nunmehr mußte das Los entſcheiden, und
dies entſchied zu Gunſten der Demokraten.

Wir ſind faſt verſucht zu ſagen: Da swar nicht anders
zu erwarten; wie ſagte doch Moltke? „Glück hat auf
die Dauer nur der Tüchtige.“ Daß die Haltung
unſeres Parteimitgliedes im Kreistage, vielleicht ſogar
unſerer Fraktion, die es am Fernbleiben nicht verhindert
hatte, von beſonderer Tüchtigkeit zeugt, vermögen wir
wirklich nicht zu behaupten. Wir hoffen, daß das Kreis-
tagsmitglied, weil es das Vertrauen ſeiner Wähler in ge-
radezu unglaublicher und unerhörter Weiſe getäuſcht hat,
wegen dieſer Pflichtverlezung ſein Mandat zum Kreistag
ſchleunigſt niederlegt und daß ſein Nachfolger ſich ſeiner
Pflichten beſſer bewußt iſt.

Es kommt uns auf jede einzelne Stimme, auf jeden
Gemeindevertreter im kleinſten Dorfe, auf jede Stimme
und jeden Sitz im Kreistage und im Provinziallandtage
einzeln an. Nur mit Anſpannung aller Kräfte können
wir unſere Pflicht gegen unſer Vaterland erfüllen. Wenn
aber ſolche Seitenſprünge gemacht werden, wie ſie im
Merſeburger Kreistage von unſerem, noch dazu in Merſe-
burg wohnhaften Parteimitglied und Führer getan worden
ſind, dann brauchen wir uns nicht zu wundern, wenn
nächſtens z. B. ein Bauerngutsbeſitzer ſich mit dem
Swoinoſchlachtefeſt enſbrſdigt Mir ſind wahrhe
nicht reich genug, um Mandate zu verſchwenden.

Boruſſus.
S

Die Volksabſtimmung in Eupen
Eine Note an die Entente.

Berlin, 8. Oktober.
Der deutſche Vertreter in Verſailles hat den alliier

ten und aſſoziierten Mächten eine Note überreicht, in der da
rauf hingewieſen wird, daß die Beſtimmungen des Artikels 34
Abſatz 2 des Friedensvertrages über die Volksaſtimmung
in Eupen und Malmedy bei ihrer außerordentlichen
Kürze eine Reihe wichtiger Fragen entweder überhaupt nicht
löſen, oder noch gänzlich im Unklaren laſſen. Vollkommene
Klarheit über die Fragen betreffend die Volksabſtimmung ſei
aber umſo notwendiger, als die Bevölkerung die Ungewißheit
über die Einzelheiten des Abſtimmungsverfahrens drückend em
pfindet und als die belgiſchen Behörden in vollem Widerſpruch
zu den feierlichen Zuſicherungen der alliierten und aſſoziierten
Mächte in der Abſtimmungsfrage mehr und mehr eine Hal-
tung einnehmen, bei der nicht mehr die geringſte Garant'e für
eine freie und unbeeinflußte Stimmabgabe beſtehe. Die Vote
drückt die Erwartung aus, daß den Treibereien alsbald Einhalt
getan werde. Das beſte Mittel, die Wiederholung derartiger
bedauerlicher Ereigniſſe zu verhindern, ſieht die deutſche Regte-
rung darin, daß unverzüglich über die noch zweifelhaften Fru
gen der Volksabſtimmung Klarheit geſchaffen werde. Sie erſucht
daher die alliierten und aſſoziierten Mächte, ihr eine baldige
Erklärung über dieſe Punkte zugehen zu laſſen.

Gefangenenrückkehr zur See
Hamburg, 7. Oktober.

Die erſten Kriegs gefangenen aus England ſind
geſtern abend 5 Uhr in Kuxhaven angekommen. Die Abtrans-
porte aus Auſtralien haben ebenfalls geſtern ihren Anfang ge
nommen. Mit dem Dampfer „Sparanda“ ſind geſtern Zivil-
internierte nach Hauſe gekommen.

ſolchem Ton den Sohn zum Schwienerſohn zu fordern!
Die Hände Oswalds ballten ſich in aufwallendem Zorn.
Er wunderte ſich, daß er in jenem Augenblick nicht hervor
geſprungen war und den Menſchen, der ſo etwas ausge-
ſprochen, zu Boden geſchmettert hatte. Dann wieder:
welche Macht mußte dieſer Mann über ſeinen Vater haben,
daß es er gewagt hatte, ſolche Worte zu ſprechen O, welch
ein Geheimnis lag dieſer Macht zugrunde? Was hatte
ſein Vater getan, das ihn ſo in dieſes Menſchen Macht
gab! Ein Verbrechen nicht vor dem Gewiſſen, jedoch
vor dem Geſetzbuch Was konnte das bedeuten? Welch
ein Sinn lag dem Worte zugrunde? Das Geſetzbuch iſt
doch die Verkörperung alles Gewiſſens der Völker. Was
ſchlecht iſt und ſchändlich und ſtrafbar, das findet durch den
harten Spruch des Geſetzes ſeinen Richter und Rächer.
Doch frei vor dem Gewiſſen und belaſtet vor dem Geſetz
das ging dem Grübelnden nicht in den Kopf. Er ſtand im
Banne dieſes Geheimniſſes wie von granitnen Mauern
umgeben.

Konnte er aber das Geſchehene mit Schweigen über
gehen? War es möglich, unbefangen wie bisher neben
ſeinem Vater zu leben, mit dem Gedanken an jene ſchreck-
liche Unterredung und der großen Sorge und den quälen-
den Zweifeln in der Seele?

Er ſprang haſtig auf und begann in dem Raume um
herzugehen. Nimmermehr unter allen Möglichkeiten
war dies das Unmöglichſte. Dazu ſtand jener Mann, der
nicht nur ſein Vater, ſondern auch ſein beſter und ver
trauteſter Freund auf Erden war, ſeinem Herzen denn doch
zu nahe. Rein und klar mußte der Weg ſein, auf dem ſie
nebeneinander durchs Leben ſchritten und wenn es
ihren ganzen Beſitz und das Gläücck, ſelbſt das Leben koſten
ſollte dieſes Geheimnis mußte aus der Welt geräumkt
werden. Es mußte eine Ausſprache erfolgen mochte es
enden wie ſie wollte.

Und Oswald Hildebrand warf ſich wieder in ſeinen
Stuhl und dachte nach, was er ſagen, womit er beginnen
ſolle. Mußte er bekennen, gelauſcht zu haben?
würde das wohl ſein, doch jedenfalls unvermeidbär.

(Fortſetzung folgt.

Vize
Minr

noſſen
Abg.

r den
nſchlage

Abg.
eine zeit
haftskaf

und den
Abg.

immen
Abg.

angenom
Es
Abg.

die Aufh

Zu t
ſich in de
hältniGört! Hi
Kohlen u

on ſo e
on denen

noch da.
handen ſi
ſeitigt ſei
Durchführ
Weſten ar

s aber
können.
ſo gut wi
Irbeiter,

fönnen.
abgeben
javon kein
crderben

abgeben 1

eitere V
nd Monc
chrs und
nd Monc

am Volke
nan muß

Wir h
müßte für
triebsmitte

hlechten

ohlen mel
feuern. 2
deklariert
motive bei

uf der
lotteren
viederhole
ntergebe
aß ſie aus
iſiere
in zu ſoz

ſtellung de
durch die
und die
etzter Zeit
zugeſellt.

ſenn di
h or. So
rmeiden,

hahnkörper
ſönliche

Jm L
Abg.

etzten Vor
örfurter J

Abg. S
m der dr
päten Ka

Ein 9
ohlen fü
ü die Auf
bend gen

eſtellung a
ittel- und

alſo de
In der
Abg.

ach dem 9

uſtellen.
Fortſet
Schluß



Die traurige Lage der Eiſenbahn
Preußenparlament

Berlin, 8. Oktober.
Sitzung um 12 Uhrident Porſch eröffnet dieVigepräſiden er der Zentralo Minuten. Die V e teraluns wird bei

oſſenſchaftskaſſe fortgeſetzt.
Abg. Dr. Seelmann (Dn.): Das Genoſſenſchaftsweſen iſt
r den Arbeiter und Handwerker gar nicht hoch genug zu ver

en. ßr Eſſer (Ztr.) begründet einen Antrag ſeiner Partei auf
ne geitgemäße Umgeſtaltung des Beirates der Zentralgenoſſen
haftskaſſe, damit er eine fruchtbare Mittelſtellung zwiſchen ihr
d den einzelnen Genoſſenſchaften bilden kann.

Abg. Dr. Crüger (Dem.) und Abg. Dr. Leidig (D. Vp.)
immen dem Zentrumsantrag zu.
Abg EberleBarmen (Sog.): Das Genoſſenſchafteweſen darf
icht zur Truſtbewegung ausarten, ſonſt müſſen wir es aufs
härfſte bekämpfen.

räſident der Zentralgenoſſenſchaftskaſſe Heiligenſtadt: Die
Feſchäftsführung der Kaſſen iſt modern. Reformen will ichern nlühren- wenn mir poſitive Vorſchläge gemacht werden.
n der Kreditgewährung darf ich im Hinblick auf die fremden
elder, die ich verwalte, nicht unvorſichtig ſein.

Der Haushalt der Kaſſe wird bewilligt, der Antrag Eſſer
nommen.
Es folgt der Eiſenbahnhaushalt.
Abg. Garmiſch (D. Vpt.) und Abg. Merke (Dem.) beklagen

je Aufhebung des Schnellzugsverkehrs nach dem Oſten.

Eiſenbahnminiſter Oefer:
Zu meinem lebhaften Bedauern muß ich ausſprechen, daß

h in den nächſten Wochen und Monaten die Verartniſſe vorausſichtlich noch verſchlechtern.
ört! Hört!) Es iſt bisher nicht gelungen, die Verſorgung mit
Kohlen und Lokomotiven auf eine ſolche Höhe zu bringen, daß
on ſo einſchneidenden Maßnahmen abgeſehen werden konnte,
on denen der Oſten betroffen wird. Auch andere Urſachen ſind
och da. Die Kohlenvorräte, die dort noch auf den Halden vor

anden ſind, und die nach unſerer gewiſſenhaften Erwägung be
eitigt ſein müſſen, ſind durch den Friedensvertrag bereits zur
Hurchführung gebracht. Die Maßnahmen zugleich auf den
Weſten auszudehnen, wo ſie zurzeit noch nicht nötig ſind, wo ſie
e aber noch werden können, würde ich nicht verantworten
nnen. Es kann nötig werden, daß wir den Perſonenverkehr
ſo gut wie vollſtändig einſtellen müſſen, daß wir nur noch den
Frbeiter-, Poſt, und Nahrungsmittelverkehr aufrechterhalten
ünnen. Wir haben 5000 der beſten Lokomotiven an die Entente
ibgeben müſſen Sie fehlen uns überall, während die Entente
avon keinen Nutzen gehabt hat, denn ſie ſtehen auf ihrem Fleck,
crderben und verroſten. Wir haben außerdem 15 000 Waggons
bgeben müſſen, und werden bei Eintritt des Friedens noch
eitere Wagen ahgeben müſſen. Jn den kommenden Wochen
nd Monaten wird ſich an unſerem Volk die Trägheit des Früh-
hrs und Sommers bitter rächen. Jene verlorenen Wochen
d Monate laſſen ſich nicht mehr einholen. Es rächt ſich eben

m Volke auch alles, was am Volke geſündigt worden iſt, und
zan muß ſich fragen, was man ſelbſt verſchuldet hat.

Wir haben nicht genügend Betriebskohlen. Unſer Veſtand
müßte für 20 Tage reichen und wir haben nur für 9 Tage Be
riebsmittel. Wir hatten es aber auch jetzt mit einer ſehr
hlechten Kohle zu tun, und bekommen keine guten Lokomotiven
ohlen mehr. Wir müſſen in unwirtſchaftlicher Weiſe Koks ver
uern. Täglich fahren wir 4000 Wagen Steine, die als Kohle
eklariert ſind. Von der ſchlechten Kohle erhält auch die Lolo-

notive beine Hitze und keinen Dampf' und die Züge bleiben
uf der Strecke liegen. Die Umſtellung auf einenotteren Betrieb iſt bisher noch immer nicht gelungen und ich

piederhole an die Arbeiter und Beamten, an Vorgeſetzte wie
tergebene, den dringenden Appell, ſich bewußt zu werden,
ß ſie auch Pflichten gegenüber dem Lande haben, daß Sozig

iſieren heißt: mehr leiſten und daß die Eiſenbahn
in zu ſozialiſierendes Unternehmen iſt. Die beabſichtigte Ein

ſtellung der Schnellzüge im Weſten iſt aber auch nötig geworden
zurch die Schwierigkeiten, die uns die beſetzten Gebiete machen

d die den geregelten Betrieb ſchwer beeinträchtigten. Jn
tzter Zeit haben ſich auch die Transporte der Krieosgefangenen
geſellt. Wir ſind gezwungen, gerade dieſen Verkehr zu leiſten,
enn dieſe Transporte gehen allen anderen
or. So hart dieſe Unzuträglichkeiten ſind, ſie ſind nicht zu

ermeiden, denn wir haben noch immer einen geſunden Eiſen
ahnkörver. Ohne erhebliche Steigerung der ſachlichen und

ſönlichen Leiſtungen kommen wir über die Kriſe nicht hinaus.
Jm Laufe der Debatte erſucht
Abg. Höfler (Dem.) um Auskunft über die Urſachen der

ten Vorgänge im Eiſenbahnbelriebe, insbeſondere über die
rfurter Bewegung.

Abg. Sprenger (Zr.) fragt die Regierung, was ſie tun werde,
m der drohenden Kartoffelnot vorzu beugen. Der Verſand an
päten Kartoffeln iſt noch ungewöhnlich gering.

Ein Regierungskommiſſar erwidert: Gerade der Wunſch,
hlen für den vermehrten Kartoffeltransport zu erhalten, ſei

ü die Aufhebung des Schnellzugeverkehrs nach dem Oſten maß-
bend geweſen. Hat die Gütertransporte wird die Wagen-

eſtellung auf die Hälfte eingeſchränkt, nur nicht für die Lebens-
ittel- und Kartoffelbeförderung. Die Kartoffeltransporte wer-
en alſo demnächſt eine weſentliche Beſſerung erfahren.

Jn der allgemeinen Ausſprache bittet
Abg. Brunner (Soz.) den Miniſter, den Schnellzugsverkehr

u Oſten wenigſtens in beſchränktem Umfange wiederher-
ſtellen.

Fortſetzung Donnerstag 12 Uhr.
Schluß 5 Uhr.

Die Etatsberatungen
Nationalverſammlung

Berlin, 8. Oktober.
Am WMiniſtertiſche: Müller, Dr. Bell, David, Noske,

chiffer, Erzberger, S Bauer u. a.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 20 Mi-
en. Er macht Mitteilung von dem Waffenanfall auf
en Abgeordneten Haaſe. Edle Körperteile ſind nicht
krlett. Ueber die Motive zur Tat iſt nichts bekannt. Jch
ehme an, im Sinne des Hauſes zu handeln, wenn ich dem Ab
ordneten Haaſe, ſeiner Familie und ſeiner Partei, unſere
eil h ausſpreche. (Beifall; das Haus hatte ſich er

Zur zweiten Beratung des Haushalitskapitels
eichskanzler erhält das Wort
a. Dr. Streſemann (D. Vpt.): England ſteht nach wie vor auf

Standpunkt: Deutſchland müſſe wirtſchaftlich zerſtört
Frankreich dagegen hat das größte Intereſſe an einem

gen Wirtſchaftsleben Deutſchiands. Die unveränderte An
me des Betriebsrätegeſehes ſcheint mir nicht ſo ſicher, wie

Reichskanzler. Die Regierung muß ſich auch die Arbeitsluſt
ührer auf wirtſchaftlichem Gebiete ſichern, und
Unternehmer des induſtriellen Mittelſtandes. Hoffentlich

en wir den Eintritt der Demokraten in die Regierung nicht
unveränderten Annahme des Betriebdrätegeſetzes be-

n. Das gneekandigte Heimſtättengeſeg begrü
Das Aktiengeſe n werden, damit nicht

enmehr Anteil. wich äe Weine

zwa adefient Etat aufzuſtellen. Eine
Der Haushalt des

Den Putſch entſchieden ab, aber innerhalb der Verfaſſung für
en monarchiſchen Gedanken zu werben halten wir für unſer

gutes Recht. Die neue Republik hat ſehr wenig
moraliſche Eroberungen gemacht. Der ſchnelle
Wechſel politiſcher Ueberzeugungen kann nur ertragen werden,
wenn das Beamtentum davon unberührt bleibt. Die Re
gierung ſollte nicht allzu ſcharf betonen, daß wir die Bedingun

n des Friedensvertrages reſtlos erfüllen müſſen. Wenn ſich in
Rußland der Bolſchewismus noch hält, ſo nur darum, weil die
herrſchenden Männer ſich ganz von bolſchewiſtiſchen Grundſätzen
abgewandt haben. Die rote Garde iſt ganz nach dem Muſter der
ariſchen Armee aufgebaut. Jn den Fabriken berrſcht eiſerne
isziplin unter den alten Fabrikleitern. Auch für uns werden

wieder beſſere Tage kommen, aber nur, wenn wir zurückkehren
alten Einfachheit, Ordnung und Unterordnung. Beifall

rechts.
Reichswehrminiſter Noske kommt auf die baltiſche Frage

zurück. Es iſt jetzt nicht erträglich, wenn Preſſe oder Abgeord
nete auf die Truppen ſo einwirken, als ob ſie Rechte hätten, dort
zu bleiben. Der Aufruf Biſchofs iſt ein Maß von Unbotmäßig-
keit, das alles überſteigt. Es wird gegen ihn die kriegsgerichtliche
Unterſuchung eingeleitet werden. General von der Goltz tut ab
ſolut korrekt ſeine Schuldigkeit. Es iſt gemeingefährlich, die
Truppen in ihrer Widerſetzlichkeit zu ſtärken. Jch kann der
deutſchnationalen Preſſe dieſen Vorwurf nicht erſparen. Ganz
ſyſtematiſch wird in den letzten Wochen das leidliche Verhältnis
zu untergraben verſucht, das ſich zwiſchen mir und den Offizieren
herausgebildet hat. Das biechen militäriſcher Apparat das mit
unſäglicher Mühe hergeſtellt iſt, wird mit Abſicht verwirrt. Ein
Pamphlet, das die Soldaten von ihrem Eide abwenden will, iſt
in der „Deutſchen Tageszeitung“ gedruckt und vom Parteivor-
ſtand der Deutſchnationalen in Auftrag gegeben worden. (Uner
hört! links.) Jch habe Strafantrag geſtellt.

Abg. Waldſtein (Dem.): Das Amt des Reichsjuſtizminiſters
wird von der höchſten polikiſchen Bedeutung, wenn die Beziehun-
gen der Völker auf das Recht gegründet ſein ſollen. Ebenſo
wird in einer Demokratie eine richtige Stellung der Laienjuſtiz
von größter Wichtigkeit ſein.

Reichsminiſter Schiffer: Auf eine Anfrage des Abgeordneten
Waldſtein bemerke ich, daß eine Amneſtie jetzt nicht beabſichtigt
iſt. Es wurde davon ſchon zu viel Gebrauch gemacht.

Abg. Cohn (U. S.) verlangt Abänderung der Schutzhafkbe-
ſtimmungen.

Abg. Dr. Sinzheimer (Soz.): Unterſuchungshaft und Straf-
vollzug müſſen gründlich reformiert werden. Ebenſo nötig ſind
einige Zivilprozeßreformen.

Reichsminiſter Schiffer: Es wäre zu erwägen, ob die Aus
bildungsfrage der Juriſten von Reichswegen zu regeln ſei.

Der Haushalt der Reichsjuſtizverwaltung wird ohne weitere
Ausſprache angenommen.

Es folgt die Beratung:
Haushalt des NReichsfinanzminiſterinums.

Abg. Dr. Wirth (Ztr.) bittet um baldige Neuregelung des
Beſoldungsweſens.

Reichsfinanzminiſter Erzberger: Graf Poſadowskhy irrt,
wenn er annimmt, daß ein einheitlicher Plan für
die Reichsfinanzreform nicht vorhanden iſt. Der
Grundgedanke iſt, daß das Reich dafür ſorgen muß, daß für
Reich, Land und Gemeinde eine einheitliche Grundlage geſchaffen
wird. Mit einer einheitlichen Steüerverwaltung wird ein Werk
geſchaffen, das ein Markſtein in der Entwicklung des Reiches
iſt. Seine poliliſche Bedeutung liegt darin, daß damit der An
fang zur Schaffung eines deutſchen Einheitsſtagtes gemacht
wird. Die Folgen werden ſich auf den verſchiedenſten Gebieten
zeigen. Ich erinnere daran, daß die einzelnen Länder für
dieſes Ziel große Opfer gebracht haben und bringen müſſen.
An Entgegenkommen hat es nicht gefehlt. Dabei will ich nicht
verhehlen. daß die Organiſation der Landesfinanz-
ämter nicht ganz meinen Wünſchen entſpricht. Mißſtände
bleiben unzweifelhaft, beſonders in den Gebieten der unteren
Weſer und unteren Elbe. Es ſind dort teilweiſe künſtliche Ge
bilde geſchaffen worden. Dieſe Unſchönheiten werden auf dem
Verwaltungswege zu beſeitigen ſein, nachdem eine gewiſſe Ruhe
zeit eingetreten ſein wird. Vor allem werden ſich auf dem
Gebiete des Poſt- und Eiſenbahnweſens Umwand-
lungen vollzogen haben, dann iſt der Zeitpunkt gekommen, die
Reichsprovinzen feſtzulegen. Der Wille der Reichsregierung geht
dahin, dem deutſchen Volk einen Einheitsſtaat zu geben,
der uns ein kraftvolles deutſches Einheitsreich ſchafft.
Dazu iſt dies der erſte Schritt. Die Reichsfinanzverwaltung hat
den Landesfinanzverwaltungen große Befugniſſe übertragen.
Die Zentralgewalt muß aber dem Reichebleiben. Mit der bisherigen Zerſplitterung iſt es unmög-
lich, die faſt unlösliche Aufgabe der Geſundung des Reiches
e Deshalb bin ich der Nationalverſammlung dank-

daß ſie in kurzer Friſt eine Einheit in der Finangver-
waltung herſtellen wird. Jch hoffe, daß auch neben die Reichs
ſteuerverwaltung ein einheitliches Reichsſteuerrecht in Deutſch
land treten wird. Dies ſind die zwei Grundpfeiler für den
ſyſtematiſchen Aufbau der ganzen Reichsleitung. Ein Vorte:l
liegt darin, daß die große Menge der Einzelſtaatlichen Aus
führungsbeſtimmungen überflüſſig wird. Es iſt abſolut not
wendig, das große Werk der Reichsfinanzreform noch vor Be
ginn der Ferien Ende dieſes Monats zu verabſchieden. Die
raſche Verabſchiedung dieſer Vorlage gibt mir die Hoffnung,
daß auch das große Werk in den nächſten drei Wochen erledigt
ſein wird. Damit haben wir dann das Fundament für den
großen Plan der Reichseinheit geſchaffen. Auch uns wäre es
lieb geweſen, wenn wir mit den Steuergeſetzen hätten warten
können, bis der Geſamtplan vorgelegt werden konnte. Das war
aber nicht möglich. Die Reichsſchnld wächſt von Monat zu Monat,
die Ausgaben von Tag zu Tag. Teilweiſe Verabſchiedung der
Steuergeſetze iſt unvermeidlich. Man ſollte indes die neue
Beſoldungsordnung ſo rechtzeitig vorlegen, daß ſie zum
1. April 1920 in Kraft treten kann. Die allgemeine Beamten-
ordnung kann aber erſt dann kommen, wenn die Verreichlichung
des Verkehrsweſens durchgeführt ſein wird. Die Zohl der Be
amten, die durch dieſe große Aktion in den Reichsdienſt über-
geht, beläuft ſich bei Eiſenbahn und Poſt von Bahern und
Württemberg auf etwa eine halbe Million. Es hat keinen

weck, die Reichsbeſoldungsordnung zu ſchaffen, bevor dieſe
leberführung erfolgt iſt. Jm Reichsminiſterium des Jnnern

ſind Verhandlungen über die Beamtenfrage im Gan Die
Erledigung auf bürokratiſchem Wege iſt in ſo kurzer Zeit nicht
möglich. Nur dadurch, daß wir mit den Organiſationen der
Beamten und Angeſtellten verhandeln, vollzieht ſich dieſes Ge
ſetzgebungswerk reibungslos. Auch nehmen wir der National
verſammlung durch dieſe Verhandlungen mit den Beamten
h eine große Arbeit ab. (Sehr wahr!) Es iſt eine
undankbare Arbeit, die vielſeitigen Wünſche der Betreffenden

re Es jedem recht zu machen, iſt nicht mög
lich. möchte aber auch die Beamten und Arbeiterorgani-

der Eiſenbahn und Poſt erſuchen, nicht mehr mit neuen
orderungen an uns heranzutreten und uns vor unlösliche Auf

goben zu ſtellen. Alle Wünſche, die wir erfüllen können, werden
erfüllt. Bisher iſt keine Abmachung für Bayern getroffen wor
den, weil der bayeriſche Landtag nicht in der Lage war, einen

weitere Bedeutung liegt darin nicht.
Finaunzmigiſteriums wird an

genowinen.
Hierauf vertagt ſich das Haus. Nächſte Sitzung mot Uhr Jnlerpellation Scheidemann wegen der gebe

preiſe e der HausSchluk Ubr.

Halle und Amgeben

Halle, 9 Oktober.
Ein „pflichtbewußler“ Genoſſe

Eiſenbahner Hennig auf der t e
rn noch auf ſtolzen Roſſen“ Ja, geſtern warverr i a eine führende Perſönlichkeit der Halleſchen

Unabhängigen und genoß ihr unumſchränktes Vertrauen Unter
den mannigfachen Ehrenämtern, die ihm ſeine ihm blindlings
ergebenen Parteifreunde übertrugen, bekleidete er u. a. das
eines Sekretärs des Eiſenbahnerverbandes, deſſen Kaſſe er auch
zu verwalten hatte. Nun wollte es ein böſes Geſchick, daß man
jüngſt dieſe Kaſſe einer Reviſion unterzog. Traf dieſe nun
Herrn Hennig unvorbereitet oder hatte er, der ſich kraft ſeiner
Perſönlichkeit hinſichtlich einer Verdächtigung oder Kontrolle
ſeitens ſeiner Getreuen in völliger Sicherheit wiegte kurzum
die beſagte Reviſion fand ſtatt und zeitigte folgendes Ergebnis:
die Bücher befanden ſich nicht allein in einer wüſten Unordnung,

das wäre ſchließlich dem Herrn Verbandsſekretär, der von
Hauſe aus Mechaniker iſt, zu verzeihen ſondern die Kaſſe
wies ein Defizit von über 2000 Mark auf, über deren
Verbleib er keine Rechenſchaft zu geben vermochte. Und man
hätte doch gewiß, wenn es nur irgend möglich geweſen wäre,
ein oder gar beide Augen zugedrückt, nicht nur um der Perſon
und der Partei willen, ſondern vor allem auch, um vor der
Oeffentlichkeit dieſen „Skandal“ zu vertuſchen. Aber es ging
wohl nicht gut an und man hat ſich zu dem ſicherlich nicht leicht
gewordenen Entſchluſſe durchringen müſſen, Herrn Hennig
ſeines Amtes als Sekretär des Eiſenbahnerverbandes zu ent-
ſetzen. Dieſes ſcharfe Vorgehen iſt, wie geſagt, den
Parteifreunden Hennigs gewiß nicht leicht geworden.
Er verfügte wie kaum ein anderer über eine glänzende
Rednergabe und über ein hervorragendes Organiſationstaient
und wußte die Maſſen aufzuhetzen. Davon legt ſein Auftreten
während des mitteldeutſchen Eiſenbghnerſtreiks und in den
Verhandlungen mit General Maercker in den diesjährigen
Märztagen Zeugnis ab. Um die „Popularität“ und um das
unbegrenzte Vertrauen, das Hennig bei ſeinen Parteifreunden
bislang genoß, wird es wohl nun geſchehen ſein; zum „Mär-
tyrer“ wird man ihn ob einer ſolchen Tat leider nicht ſtenbeln
können.

Oberſchleſier!
r

Nach dem Friedensvertrage entſcheidet
eine Volksabſtimmung darüber, ob einzelne Teile Ober-
ſchleſiens an Poſen fallen oder bei unſerem Vaterlande
bleiben. Es handelt ſich um die Kreiſe Namslau, Kreuzburg,
Reoſenberg, Oppeln (Stadt und Land), Groß-Strehlitz, Lublinitz,
Gleiwitz (Stadt), Toſt-Gleiwitz, Tarnowitz, Beuthen (Stadt und
Land), Königshütte (Stadt), Hindenburg (früher Zabrze), Katto-
witz (Stadt und Land), Pleß, Rybnik, Ratibor (Stadt und Land),
Coſel, Leobſchütz und Neuſtadt. Stimmrecht haben alle Per-
ſonen beiderlei Geſchlechts, die über 20 Jahre alt und in dieſen
Gebieten geboren ſind, auch wenn ſie nicht mehr dort wohnen.

Wer vor dem 1. Januar 1901 geboren iſt und noch ſeinen
Kräften verhindern will, daß ſeine heimatliche Scholle unter pol-
niſche Herrſchaft fällt, wird ſich beim Magiſtrat der
Stadt Halle (BVüro VIII, Gr. Berlin 11) zu melden, damit ihm
rechtzeitig die weiteren Aufklärungen erteilt werden können.

Eine provinziale Gemeinſchaftskonferenz veranſtaltet der
Gemeinſchaftsverein für die Provinz Sachſen und Anhalt inner-
halb der Landeskirche am kommenden Sonntag in Halle. Um
10 Uhr findet Gottesdienſt im Dom ſtatt, bei welchem Paſtor
Lüdecke aus Staßfurt die Predigt hält. Um 3 Uhr wird die
Tagung im Gemeinſchaftshauſe, Margaretenſtraße fortgeſetzt.
Verſchiedene Redner werden über das Thema: „Der unerſchöpf-
liche Reichtum Chriſti“* ſprechen. Die Abendverfammlung, Be-
ginn um s Uhr, iſt ausgefüllt mit Berichten aus den Arbeits
gebieten. Alle Veranſtaltungen ſind öffentlich und für jeder-
mann frei zugänglich. Jm Anſchluß an die Konferenz findet
dann von Montag abend ab eine zehntägige Evangeliſation, ge-
halten von K. Franz aus Kaſſel, ſtatt. (Siehe auch beſondere
Anzeige, die noch erfolgt.)

Dem Städtiſchen Jugendamt liegt es ob, ſich über das
Verhalten und Befinden der im Stadtbezirk wohnenden Mün-
del dauernd zu unterrichten, um nötigenfalls helfend eingreifen
zu können. Dazu werden die ſtädtiſchen Pflegerinnen beauftragt,
an Ort und Stelle ſich nach dem Ergehen und der Führung der
Kinder zu erkundigen. Wenn ihnen auch durchweg das richtige
Verſtändnis ſeitens der Oeffentlichkeit entgegengebracht wird, ſo
laſſen einzelne abweichende Fälle erkennen, daß eine Aufklärung
über den Zweck der Beſuche der Pflegerinnen erwünſcht iſt. Alle
beteiligten Kreiſe werden daher gebeten, den mit Ausweis ver
ſehenen ſtädtiſchen Pflegerinnen ibre Amtsführung durch ent
gegenkommende, wahrheitsgemäße Darlegung der Verhältniſſe
der Mündel zu erleichtern.

Der JungmädchenVerein St. Ulrich-Oſt kann am 12. Ok-
tober auf ein fünfjähriges Beſrehen zurückblicken. An dieſem
Tage findet im Vetſaal, Krondorfer Straße 6a, ein Feſtgottes
dienſt um 10 Uhr ſtatt, bei dem auch der Kirchenchor mitwirken
wird. Am 17. Oktober ſoll dann abends um 7 Uhr in der „Kaiſer
Wilhelmshalle“, Neue Promenade 7, ein Familienabend folgen,
bei dem die Mitglieder Vorträge von Gedichten, Klavierſtücken
und Liedern zur Laute ſowie zwei Reigen bieten werden; auch
ein Theaterſtück gelangt zur Aufführung. Der Kirchenchor wird
ebenfalls verſchiedene Lieder zum Vortrag Lringen. Die Ge
meindeglieder und Freunde des Vereins ſind herzlich will-
kommen.

Hermine Voſetti. Es iſt ein Zeichen der Zeit, daß ſich
auch die Künſtler enger zuſammenſchließen. Verdenken kann
man es ihnen nicht. Denn unter den argen Röten und Sorgen,
die unſere nächſte Zukunft bedrohen, werden ſie am meiſten zu
leiden haben. Die Abſichten der deutſchen Konzert- und Vor
tragsgeſellſchaft zu unterſtützen, wird ſich deshalb empfehlen.
Hier in Halle ſcheinen trotz der beängſtigenden Ueberfülle von
Konzerten und andern Unternehmungen zur Unterhaltung des
Publikums die Bemühungen der „Dekovor“ war die ab
ſcheuliche Wortbildung nötig? auf Verſtändnis zu ſtoßen.
Der „Thaliaſaal“ war gut gefüllt. Allerdings hatten die Ver
anſtalter die weiſe Vorſicht gehabt, für das erſte der angeſagten
vier Konzerte eine Sän erin von anerkanntem Ruf vorzuſchicken:Die Kammerſängerin Bermine Boſetti gab einen der bei
den Großen der Geſangskunſt ſo beliebten Arien- und Lieder
abende. Für die Vorzüge der gefeierten Künſtlerin kann man
in der Tat immer noch ſchwärmen. Jhre Stimme iſt friſch,
klar und wohllautend. Nur nach der Höhe hin macht ſich ge
legentlich ein Verblaſſen der Schönheit bemerkbar. Die Schu
lung, die dieſer Koloraturſopran erfahren hatt, iſt erſtauntich.
Bewunderung rufen beſonders die vollendete Atemführung und
die Anwendung der Kopfſtimme hervor. Als Schwächen ſind
dagegen die Behandlung der Ausſprache und die innere Teil-
nahmsloſigkeit zu rechnen. Auch die Sauberkeit der Tongebung
iſt keineswegs über jeden Zweifel erhaben. Ob man die Su
ſannenarie noch gefühlsärmer und die Arie der Roſine (Bar
bier von Sevilla) noch gleichgültiger vortragen kann, als Her
mine Boſetti es tat, vermag ich im Augenblick nicht zu ent
ſcheiden. Den Schubertliedern fehlte ebenfalls jede Spur von
Empfindung. Ein wenig beſſer waren die neckiſchen Geſä
von Hugo Wolf und Hans Pfitzner daran. Die mitwirken
Pianiſtin Gothie von Löben erregte von vornherein die
Aufmerkſamkeit durch ihre überaus feine Art zu begleiten. Jn
den wertvollen Variationen von Ceſar Frank und der Etude von

ang Liſzt erwies ſich ihr Können als tüchtig und zielbewußt.
reilich eine gewiſſe vornehme Kühle umweht auch ihr Spiel.

Beide Künſtlarinnen wurden mit Beifall überſchüttet.
Kaiſex



Thüringens Vertretung im Reichsrat
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Weimar, 9. Oktober.
Der Miniſterialdirektor im Miniſterium des Jnnern zu

Weimar, Geh. Regierungsrat Dr. Hermann Münzel,
wurde zum Bevollmächtigten ſämtlicher thüringiſchen Stanten
beim Reichs rat (früher Reichsbundesrat) ernannt und hat
ſein Amt bereits angetreten. Zu ſeinem Nachfolger im weimari
ſchen Miniſterium wurde Geh, Regierungsrat Willibald Kro
maher ernannt.

p. Weißenfels, 8. Okt. Verſchtedeneos.) Der Ma
giſtrat hat eine Warnung erlaſſen, in der wegen der großen
Wohnungsnot vor dem Zuzug nach Weißenfels abge
raten wird. Die evangeliſche Gemeinde hat das
altrenommierte Hotel „zum Schützen“ angekauft und mit dem
1. Oktober in Bewirtſchaftung genommen. Es dient als Sam-
melpunkt für die kirchlichen Körperſchaften und der verſchiede
nen Vereinigungen. Der Hotelbetrieb wird unter Führung
eines ſachverſtändigen Leiters in der bisherigen Weiſe beibe
halten. Es iſt damit der längſt gehegte Wunſch, ein Gemeinde
haus zu beſitzen, erfüllt worden. Der Land wirtſchaft
liche Verein des Kreiſes Weißenfels hielt am
Sonntadg eine gut beſuchte Verſammlung ab, in der der Vor
ſitzende Rittergutsbeſitzer ReinhardtBurgwerben einen ein
gehenden Bericht über die kürzlich in Magdeburg abgehaltene
Hauptverſammlung der Deutſchen Landwirtſchaftsgeſellſchaft
gab. Es wurde beſchloſſen, im Dezember d. J. das (5jährige Be
ſtehen des Vereins durch eine größere Feſtverſammlung zu
feiern, zu der namhafte Redner zugezogen werden ſollen. Der
in Zeitz begründeten landwirtſchaftlichen Winterſchule wurde
eine Beihülfe von 100 M. bewilligt. Es wurde angeregt, eine
ſolche Schule auch hierorts für den Kreis Weißenfels zu errich
ten, ſie als Zentrale für das landwirtſchaftliche. Gewerbe des
Kreiſes Weißenfels, verbunden mit einem Buchführungsinſtitut,
auszubauen. Mit der Verſammlung war eine Prämiierung von
41 Arbeitern und Arbeiterinnen verbunden, die bei Mitgliedern
des Vereins 20 bis gegen 50 Jahre hindurch bedienſtet ſind. Es
wurden ihnen Auszeichnungen der Landwirtſchaftskammer und
namhafte Geldgeſchenke überwieſen.

Naumburg, 8. Oktober. Errichtung eines
Kulturamtes.) An Stelle der bisherigen Spezialkom-
miſſion Naumburg iſt durch Miniſterialerlaß hier ein Kulturamt
errichtet. Dieſem ſind als Amtsbezirke zugeteilt: 1. aus der
Provinz Sachſen: die Kreiſe Sangerhauſen, Querfurt, Eckarts-
berga, Naumburg-Stadt und Land, WeißenfelsStadt und
-Land, ZeitzStadt und Land und Ziegenrück; 2. aus dem vor
maligen Herzogtum SachſenPeiningen: der Kreis Saalfeld
und die Exklave Camburg; 3. aus dem vormaligen Großherzog-
tum SachſenWeimar: der Verwaltungsbezirk Neuſtadt an der
Orla und die in den vorſtehenden preußiſchen Kreiſen einge-
ſprengt liegenden Enklaven. Zum Vorſteher des Kulturamtes
Naumburg iſt der Geheime Regierungsrat Ellieſen ernannt
worden.

t. Quedlinburg, 8. Okt. (Zum großen Herbſt
Wochenmarkt waren 1200 Stück Schweine und 150 Stück

Pferde aufgetrieben. Die erſteren wurden ſämtlich im Preiſe
von 55—300 Mark das Stück verkauft. Von den Pferden, die
außerordentlich hoch im Preiſe ſtanden, blieben 59 Stück Rück-
ſtand.

t. Quedlinburg, 8. Okt. (Der große Gelddiebſtahl
im hieſigen Gefangenenlager) hat nunmehr ſeine
volle Aufklärung geſunden. An dem Diebſtahl iſt eine
Wachtmannſchaft in Stärkè von 6 Perſonen, vorwiegend
Quedlinburger, beteiligt. Fünf ſtehen vor ihrer Aburteilung.
Die bei ihnen vorgefundenen Werte machen allerdings den
kleinſten Teil der geſtohlenen Rieſenſummen aus; zudem waren
dieſe Wertpapiere auch geſperrt und infolgedeſſen unveräußer-
lich. Des ſechſten Diebes, in deſſen Beſitz ſich 365 000 Mk. in
ruſſiſchen Werten befinden, hat man noch nicht habhaft werden
können.

Camburg, 8. Okt. (Für den Anſchluß anPreußen.) Jm Gemeinderat wurde über die Loslöſungs
beſtrebungen in der Grafſchaft Camburg beraten. Nach ein
ſtündigem Vortrag des Bürgermeiſters und eingehender Ver-
handlung wurde das Bürgermeiſteramt einſtimmig beauftragt,
die Vorverhandlungen wegen Anſchluß der ehemaligen Graf-
ſchaft Camburg an den preußiſchen Landkreis Naumburg unter
den von ihm aufgeſtellten Bedingungen durch eine Eingabe an
den Regierungspräſidenten in Merſeburg einzuleiten und nach
Möglichkeit zu fördern.
dem unternommenen Schritt in Kenntnis geſetzt werden.

Z. Heiligenſtadt, 8. Okt. (Wahl zum Provinzial
landtag.) Der Kreis Heiligenſtadt entſendet in den Landtag
der Provinz Sachſen ſeinen Landrat Dr. v. Chriſten und den
Bürgermeiſter Hüppen aus Dingelſtädt. Als Erſatzmann wurde
ein Kleinbauer gewählt. Die Wahl erfolgte nicht unter partei
politiſchen Geſichtspunkten.

Altenburg, 8. Okt. Eine Beſtie in Menſchen
geſt al t) wurde in einem 24 Jcghre alten Arbeiter aus Zſcher
nitzſch, der hier Wallſtraße 5/6 wohnte, verhaftet. Seit
Januar d. J. iſt er verheiratet. Er mußte ſein uneheliches
Find mit ernähren. Das Kind, das jetzt 33 Jahre alt iſt,
konnte er nicht leiden. Bei dem geringſten Anlaß ſchlug er in
unmenſchlicher Weiſe auf das kleine Weſen ein. Einmal hat er
das arme Mädchen mit aller Gewalt gegen eine Bettpfoſte ge
worfen. Dadurch trug das Kind erhebliche Verletzungen davon.
Jm vorigen Jahre hat er dem Kinde beide Beine gebrochen.
Davon hatte die Behörde bisher keine Kenntnis. Als er mit
ſeiner Frau kürzlich den Jahrmarkt beſuchte, ſetzte er das Kind,
vorher vollſtändig entkleidet, in eine dunkel, kalte Kammer, wo
das arme Weſen bis zur Rückkehr verbleiben mußte. Jn voll
ſtändig verkünimertem Zuſtande nahm die Behörde das Kind in
Obhut. Es befindet ſich jetzt im ünderheim. Bei der Verneh
mung machte der Rohling einen beſchränkten Eindruck.

Neuſelwitz 8. Okt. Die Ruhrepidemie) iſt
weſentlich im Rückgange begriffen. Die letzte Woche zeigte vier
Todesfälle, und zwar nur kleinere Kinder. Die vorletzte Woche
brachte acht Todesfälle. An dem an ge iſt wohl der Um
Gras der Witterung die Haupturſache. Auch die Errichtung
des Krankenhauſes hat ſegensreich gewirkt

H. Sporkbertechte
Spielverbot im Saalegau. Anläßlich des Spieles Süd

d gegen Mitteldeutſchland, welches am 12. Oktober auf
dem Sportplatz am Zoo ſtattfindet, iſt für den Saalegau von
12 Uhr mitt ab Spielverbot verhängt. Es haben daherr der G x und M. welthe um 10 Uhr jruh

w.

ber

Die Regierung in Meiuingen ſoll von

darſtellt. Ein erſchütterndes Bild entrollt wen dieLeiſtungen ber deuten Stahlwerte in e e n

Das Stadion als Erinnerungsſtätte. Der Deutſche
Athletik-Verband von 1891 (Sitz Kaſſel) hat den Antrat geſtellt,
im Stadion eine Bronzetafel zum Gedächtnis ſeines ngjähri-
gen, vor kurzem verſtorbenen Vorſitzenden Bredemeyer, anbrin
gen zu dürfen. Auf der Tagung des Deutſchen Skiverbandes in
Leipzig wurde die Anregung gegeben, die Namen der gefallenen
Sportsleute im Stadion durch Gedenktafeln zu ehren. Jn eini
gen Berliner Sportvereinen wird der gleiche Plan erwogen.
Du Vorſchläge liegen zurzeit dem Stadionausſchuß zur Bera

nung vor.

Volkswitrſchaſt
Abdruck der mit einem verſehenen Originaſ Artikel und Original Meldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quelenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

GSeldmarkt und Banken
Die Reichsbank zum Quartalsſchluß. Der am 30. Septem

abgeſchloſſene Ausweis der Reichsbank zeigt insbeſondere
im Zuſammenhang mit den üblichen Anſprüchen des Herbſt
termins ſowohl was die Anlagekonten als auch den Zahlungs
mittelbedarf anbetrifft, ein gewaltiges Anſchwellen der Ziffern.
Die geſamte Kapitalanlage ſtieg um 65409,1 Mill. M.
auf 33 859 Mill. M. Auf der anderen Seite iſt aber der weitaus
größte Teil des Gegenwertes der beanſpruchten Kredite der
Reichsbank belaſſen geblieben, ſo daß die fremden Gelder
eine verhältnismäßig ſehr erhebliche Steigerung um 4685,4 Mill.
Mark auf 13 019,5 Mill. M. erfahren haben. An Banknoten
mußten diesmal 1165,1 Mill. M. gegenüber 905 Mill. M. in der
letzten Septemberwoche 1918 verausgabt- werden, ſo daß ſich der
geſamte Banknotenumlauf am 30 September 1919 auf
29 784,1 Mill. M. bezifferte. Daneben wurden von der Reichs
bank 3808,6 Mill. M. Darlehnskaſſenſcheine gegen
252,3 Mill. M. in der vorjährigen Vergleichszeit in den Verkehr
gegeben. Der Geſamtumlauf der im Verkehr befindlichen Dar
lehnskaſſenſcheine erhöhte ſich mithin bis zum Ende der Berichts
woche auf 11 814,8 Mill. M. Der Goldvorrat ging um
0,4 Mill. M. auf 1096,6 Mill. M. zurück.

Die Spekulation in Marknoten an den ſkandinaviſchen
Börſen. An der Börſe in Kriſtianig wurden im Steptember
über 13 Mill. Reichsmark umgeſetzt. Das iſt etwa der dreifache
Betrag des Umſatzes im vorhergehenden Monat. Es wird be-
merkt, daß von deutſcher Seite, namentlich in Kopenhagen,
größere Verkäufe an Mark ſtattfinden, und daß dieſe Verkäufe
den Kurs erneut heruntergedrückt haben. Namentlich an der
Kopenhagener Börſe, aber auch in Kriſtignig und Stockholm,
ſind es beſonders die Amerikaner, die große Beträge an Mark
aufkaufen. Die Markvaluta notierte am 6. d. M. in Kopen-
hagen 18,90 (Vortag 19,25), in Stockholm 17,25 (17,25), in
Amſterdam 10,77 (10,0214), am 4. d. M. in London 101 (102).

Ausdehnung des Geſchäftsbereichhs der Mitteldeutſchen
Privatbank. Die Generalverſammlung der Königſteiner Ge
noſſenſchaftsbank in Königſtein in Sachſen beſchloß die Fuſion
mit der Mitteldeutſchen Privatbank.

Induſtrie, Handel, Handwerk
Die Vereinigung der Fittings- und FlanſchenFabriken,

ſowie die Ausfuhrvereinigung Deutſcher Fittings und Flanſchen
Fabrikanten ſchließen ſich dem von der ganzen Induſtrie er
hobenen Einſpruch gegen dige Entſendung der Delegierten des
Reichskommiſſars für Aus und Einfuhrbewilligung an. Sie
verlangen eine BDhandlung der Ausfuhranträge von einer
Stelle, damit die Einheitlichkeit der Ausfuhrregelung gewahrt
bleibt. Ferner haben auch die Fittings- und Flanſchen
Fabrikanten die Regierung gebeten, das Ausſuhrverbot zwecks
Vermeidung einer Preisſchleuderei auf dem Auslandsmarkt bei-
zubehalten.

Erhöhung der Glaspreiſe. Der Verein der rheinſchen und
weſtfäliſchen Tafelglashütten hat beſchloſſen, die bisher gelten
den Grundpreiſe dahin zu ändern, daß die Aufſchläge von 20
Prozent plus 75 Prozent auf 90 Prozent plus 135 Prozent er-
höht werden. Ferner tritt für nicht Originalkiſten (feſte Maße)
ein Sonderaufſchlag von 10 Prozent ein. Die ſächfiſchen und
e s Hütten werden vorausſichtlich dieſer Preiserhöhung
olgen.

Die Geſellſchaft für Deutſche Drahtausfuhr m. b. H. hat in
ihrer jüngſten Vollverſammlung mit aller Entſchiedenheit gegen
die Entſendung von Delegierten des Reichskommiſſars nach ein
zelnen Gliedſtaaten Einſpruch erhoben, weil dadurch die ein
heitliche Ausfuhrregelung und das Verbandsweſen ſchwer ge
ſchädigt werde. Ferner hat die Geſellſchaft die Beibehaltung des
Ausfuhrverbots für Draht und Drahtwaren für dringend er
forderlich erklärt, weil ſonſt der Preisſchleuderei auf dem Aus
landsmarkt Tür und Tor gebffnet ſei.

Staatliche Kraftwagenverbindungen. Jn der am 3. Novem-
ber ſtattfindenden ordentlichen Generalverſammlung der Säch-
ſiſchen Motoromnibus Aktiengeſellſchaft ſoll u. a. über die ge
plante Einrichtung einer ſtaatlichen Kraftwagenverbindung auf
der Strecke Altenburg Vorna--Bad Lauſick- Grimma Bericht
erſtattet werden.

Jm Auguſt d. J. betrug die Brannt-Branntweinſtatiſtik.
weinerzeugung im Steuergebiet 42 246 Hektoliter Alkohol gegen
64 004 Hektoliter im Auguſt 1918, und ſeit Oktober des Vorjahres
1 282 706 Hektoliter (im Vorjahre 2 292 327 Hektoliter). Zur
ſteuerfreien Verwendung wurden abgelaſſen im Auguſt 76 696
(114 681) Hektoliter und ſeit Oktober 1034 207 (1 884 705) Hekto-
liter, darunter waren vollſtändig vergällt im Auguſt 57 427
(75 141) und ſeit Oktober 821 047 (1 440 586) Hektoliter. Am
Schluſſe des Monats verblieben unter amtlicher Ueberwachung
464 202 (444 671) Hekteliter. Nach Verſteuerung in den freien
Verkehr geſetzt wurden im Auguſt 6410 (18 796) Hektoliter und
ſeit Oktober 91 827 (305 058) Hektoliter.

Die Hopfenernte Deutſchlands kann jetzt im allgemeinen als
beendet angeſehen werden. Schon vor der Ernte ſind vom Handel
Schätzungen bekanntgegeben worden, die weit über das tatſäch-
liche Grnteergebnis hinausgingen. Der Deutſche Hopfenbau
Verein gibt nunmehr die Ernte Deutſchlands in 1919 auf zirka
62 500 Zentner an. Davon entfallen auf Bahern 39 000 bis
46 500 Zentner; auf Württemberg 14 000 Zentner, auf Baden
1500 Zentner und auf Preußen 5000 Zentner; die Schätzungen
in Handelskreiſen waren auf 130000 Zentner, das iſt faſt das
Doppelte, hinausgegangen. Auch im Saazer Gebiet iſt die
Ernte weit überſchätzt worden, dort beträgt die Ernte kaum die
Hälfte von den umgehenden Schätzungen. Die Saazer Ernte
ſoll kaum 65 000 Zentner betragen, während im Auſchaer Gebiet
ungefähr 20 000 Zentner geerntet worden ſind.

Aktiengeſellſchaften
Vereinigte Stahlwerke von der Zypen und Wiſſener Eiſen

hütten Akt.Geſ. in KölnDeutz. Einſchließlich des Vortrages von
1678 127 M. (i. V. 1672 922 M.) weiſt der Rechnungsabſchluß
für das am 30. Juni d. J. beendete Geſchäftsjahr 1918/19 einen
Bruttogewinn von 6 436 816 M. (i. V. 18 919 646 M.) aus. Für
Abſchreibungen waren hiervon 3 150 218 M. (i. V. 4 897 286 M.)
abzuſetzen, ſo daß ein Reingewinn von 2d26 688 M. (i. V.
8 922 880 M.) verbleibt. Die Dividende wird mit 10 Prozent

V. 25 Progent) vorgeſchlagen. Der Vorſtand verweiſt in
einem Rechenſchaftsbericht auf die ſchweren Enltäuſchungen, die

r uns liegen und auf die ſich aus ihnen ergebenen bekan ten
eiterſcheinungen. Eine der ſchwerwiegendſten war der

Produktionsausfall, der zurzeit um ſo weniger zu ertragen iſt,
als unſere Arbeit das einzige Zahlungsmittel an das Ausland

1918 bis Mai 1919 mit denen der Monate November 1917 i
Mai 1918 vergleicht. weniger als 4 Millionen Tonnen
Rohſtahl ſind in dieſer Zeitſpanne gegenüber dem Vorjahn
weniger erzeugt worden, eine Menge, die dem Auslande zy,
geführt, einen Geldwert darſtellt, der größer iſt, als die don
der Reichsbank zum Ankauf von ausländiſchen Lebensmitten
zur Verfügung geſtelkten Goldmengen. Ein Vergleich der im
Monat Juni 1018 gezahlten Lohnſummen auf den einzelnen
Abteilungen des Unternehmens mit denen des Juni 1919 zeigt

die Löhne auf die Tonne gefördertes Erz um das 2Afat
auf die Tonne Roheiſen um das 8,9fache, auf die Tonne R
ſtahl um das 8,5fache und auf die Tonne Feinblech um d
3,8fache geſtiegen ſind; das ſind im weſentlichen die Errungen
ſchaften der Revolution, die Einführung des Achtſtundentage;
in Verbindung mit ungeheuer geſteigerten Löhnen Und er
ringerten Arbeitsleiſtungen.

Harzer Werke zu Rübeland und Zorge in Blankenburg.
Vernehmen nach beabſichtigt die Geſellſchaft ihr Grundkapital un
rund 3 Millionen Mark zu erhöhen auf den Betrag vor
2 Millionen Mark. Zurzeit beträgt das AktienKapital naq
dreimaliger Sanierung 1 255 000 M.

Schäffer u. Budenberg G. m. b. H. in Magdeburg Buckan TNeu in den Aufſichtsrat wurden, wie im Anzeigenteil bekangg Bezu
gegeben wird, Fabrikbeſitzer Walter Rudolph und Bankier Her, Feſch
mann Zuckſ-hwerdt, beide in Magdeburg, gewählt. abends

Die Mitteldeutſche Pflanzenfabrik; Akt.-Geſ., in Lebenden v
erhöht ihr Grundkapital um 250 000 M.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Bei Beginn des Börſenverkehrs ſeht

eine ſtarke Aufwärtsbewegung am Kolonialmarkt in Deutſche
HKolonialanteilen, Pomongaktien und Okovigenußſcheinen en Kamm
Pomona gewannen über 200, Deutſche Kolonialanteile über 19
und Otavigenußſcheine über 20 Prozent. Jm übrigen geſtalten
ſich die Kursbewegung nicht einheitlich. Vielfach war Verkauf den K
neigung zu beobachten, angeblich weil die Mißhelligkeiten wi
der Entente wegen des Verhaltens der deutſchen Truppen in
Baltikum gewiſſe Beſorgniſſe verurſachten. Am Montanmart Hork
ſtellten ſih die Kurſe meiſt mit Bruchteilen eines Prozent
niedriger. Eine Beſſerung erfuhren wieder im Verlaufe Oben
ſchleſiſche Eiſeninduſtrie, und zwar um mehr als 20 Prozent o trete
über den geſtrigen Schlußkurs hinaus. Höher bezahlt wurdg verle
auch die meiſten Farbwerte, wie Elberfelder Farben mit 5 Pry trages
zent, Höchſter Farbwerke mit 7 Prozent. Dagegen litten Spezeh,
papiere, wie Deutſche Waffen, HirſchKupfer unter einem ſtaärln
ren Druck. Auch Weſer-Schiffbau litt weſentlich unter Reah, nier:
ſationen. Das Geſchäft zeigte meiſt ruhigeren Charakter. L. freig
merkenswert war am Anlagenmarkt die Steigerung des Krieg n
anleihekurſes von 7748 auf 78. Oeſterreichiſche und ungariſh
Renten blieben unverändert. Vie Vörſe ſchloß ſtill und ahg,
ſchwächt. Pomonaaktien verloren die Hälfte des anfängliche
Gewinnes. Auch Kanadaaktien und Steauga Romana ſtellten

ſich beträchtlich niedriger. NeeProduktenbericht. Am Produktenmarkt bewahrte Hafer be gen D
kleinen Zufuhren feſte Haltung. Aus dem Nordweſten lagen ſchiene.
weitere Kaufaufträge vor. Dagegen war von Süddeutſchlach Dienst
Neigung zu bemerken, gekaufte Waren wieder abzuſehen komme
Erbſen waren nach wie vor feſt, und auch ſonſtiges Rundgetreid mern
war feſt gehalten. Auf Lupinen drückte der große Vorrat leßte müßte
Ware. Rüben wurden gefragt. Runkelrüben ſtellten ſich 49 ſtelle
Mark, gelbe Möhren auf 5,30 Mk. und rote Möhren auf 6,10 M werde
ab Station Kohlrüben zirka 4,60 Mk. Wetter bewölkt. Debatt

Hafernotierungen:
Berlin, 8. Oktober. Jnländiſcher Hafer für 1000 kg in May

Loto gb Speicher frei Wagen 1280—1320, loko ab Bah
1920. Tendenz ruhig.

Auszablungen.nszab Berlin, 8. Oktober.

Geld Brief Geld BrieHolland 954,00 966,00 Oeſterreich abgſt. 29,20 Been
Dänemark 545,50 545,75 Ungarn D des Achweden 21,75 62325 Praäg 74,90 ZenſurNorwegen 579,25 580,75 Spanien 484, in poliSchweiz 452,50 453,50 Finnland 110,25 WochWien, altes 28.20 28,30 DeutIm freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittelt tiſche
Dentsche Werte Deutsch-Luxemburg 1610 dern
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99 65,40 Donnersmarkhütte 240.00 arme5 Pronss. Konsols Part ng u. mann 1260 findet
o oPpwerke D7 r4 g u 62,25 Elberfelder Farben (37075 Nang

4 Charl. Stadtanl. 89/99 96, Helten u. Guilleaume 2145 franzöſ

h n ti0 r r Dypt 162 Kommä Nenlandsech.- v o t n. tPranahriets Gepharat n König 15900
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Anhalter Kohlenw. er. Köln-Rottweilergunaberser Steingat. Ganzstott Tibert. 21. AugBe Ah Art Foegelin u. Kübner a ſolltenßer r J 225. ersech.-Welssenf. Brk. 25043 x
Biemarekbütte 285 tereseln-alkait JBochumer Gußstan l 19679 ittener Gußstahl 136- bernehm

rede-Mälzerei nannterChem. Fabrik Buckanu itrer Mageh. 431.-e n Sleten Waithet.em. v. Heyden 288,8 al n Otavi-Minenröllwitzer Papiertabr.Daimler Motoren, 241.50 Tandenz: ruhig

Verantwortich für en r re tn olitiſ ca
e lmut t t NVollzwirtſchaft und Hans t u e uen Teil: Adol Meyer.Anzeigenteil: Paul Kerſten; ſämtüch in

t to Thiele Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag Hall
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